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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


EB 


NI 9. 


(Nr. 7056.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
i des Ragniter Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern, III. Emiſſion. 
Vom 26. Februar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Ragniter Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 18. September 1867. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten neben den durch die Allerhöchſten Privilegien 
vom 25. April 1864. (Geſetz⸗Samml. S. 323. ff.) und vom 2. Januar 1865. 
(Geſetz Samml. S. 82. ff.) genehmigten Anleihen weiter erforderlichen Geldmittel 
im Wege einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der 
85 Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit ins⸗ 
kupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem ange⸗ 
nommenen Betrage von 40,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen 
weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden 
hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 40,000 Thalern, in Buchſtaben: vierzig 
Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 
20,000 Thaler à 500 Thaler, 
10000 200 
10.000.;- 8100. + 


— 40,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 

inf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals und dem Betrage der erſparten Zinſen der ausgelooſten 
Obligationen zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 
liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 


8 Jahrgang 1868. (Nr. 7056.) 48 
Ausgegeben zu Berlin den 24. April 1868. 


Das 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen ei 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. N 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 26. Februar 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Obligation 
des 
Ragniter Kreiſes 
Littr. 1 165 . 
III. Emiſſion 


über 


VV Thaler Preußiſch Kuraut. 


Auf Haid unterm genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
18. September 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 40,000 Thalern bekennt 
bes Ragniter Kreiſes 


ſich der kreisſtändiſche Finanzausſchuß für den Chauſſeebau N 
Namens des Reitt durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers 


Bi 


unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern Preu- 


ßiſch Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 40,000 Thalern geſchieht vom — 
Jahre 1869. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
don wenigſtens Einem Prozent des ganzen Kapitals jährlich, unter Zuwachs der 


Zinſen von den getilgten Schuldraten. 


a 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem Monate 
Dezember jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungs⸗ 
fonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch umlaufende 
Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten 
Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern 
und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und 
Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regie⸗ 
kung zu Gumbinnen, ſowie in einer zu Gumbinnen und in einer zu Königs⸗ 
berg erſcheinenden Zeitung. 
f Bis zu dem Tage, wo ſolcher eſtalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
im halbjährlichen Terminen, am 2. a und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute a gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem 
verzinſet. 8 a 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Ragnit, und zwar auch in der nach dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 
er Mit der zur Empfangnahme des rapie präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. g 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. 
Titel 51, 8$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Ragnit. 

a Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 
5 Mit dieſer Schuldverſchreibung find, ... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1872. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis Kom⸗ 
munalkaſſe zu Ragnit gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
7 neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 

Veorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 
(Nr, 7056.) AS Zur 


Zar Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet 

Kreis mit ſeinem Vermögen. 3 
Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 

ſchrift ertheilt. RR 


Ragnit, den . ten 


Der kreisſtaͤndiſche Finanzausſchuß fuͤr den Chauſſeebau im Ragniter Kreiſe u 


3 


> 


% 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


(Erſter bis) Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Ragniter Kreiſes 
5 III. Emiſſion 


Aber 


.. Thaler K Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am = 
40 und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr vom bis mit (in Buchſtaben 

halern ... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Ragnit. 
Ragnit, den 


Der kreisſtaͤndiſche Finanzausſchuß fuͤr den Chauſſeebau im Ragniter Kreiſe. 1 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 

Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 

Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


ten 


35 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 


3 nel wen 


zur 
Kreis⸗Obligation des Ragniter Kreiſes 
5 III. Emiſſton. 
. Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Ragniter Kreiſes III. Emiſſion 
it: . Uübe ß Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Ragnit, ſofern nicht von dem als ſolchen legitimirten Inhaber 
der Obligation rechtzeitig dagegen Widerſpruch erhoben iſt. 


Nägnit, den 9 


Der kreisſtändiſche Finanzausſchuß fur den Chauſſeebau im Ragniter Kreiſe. 


Gr. 7057.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. März 1868., betreffend die Verleihung der ſis— 
z kaliſchen Vorrechte an die Stadtgemeinde Forſt im Kreiſe Sorau für den 
Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde-Chauffee von Noßdorf, an 
der Kottbus⸗Forſt⸗Sommerfelder Chauffee, nach Groß ⸗Kölzig, an der 
Kottbus⸗ Muskauer Kreisſtraße, im Kreiſe Sorau, Regierungsbezirk 
Frankfurt a. d. O. 


N es Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde 
Chauſſee von Noßdorf, an der Kottbus⸗Forſt⸗ ommerfelder Chauſſee, nach Groß⸗ 
Kölzig, an der Kottbus⸗Muskauer Kreisſtraße, im Kreiſe Sorau, Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt a. d. O., genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadtgemeinde 
Forſt das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der genannten Stadtgemeinde 
t Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den zweifachen Sätzen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden bi e ge einſchließlich der in dem⸗ 
elben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
ebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
(Ir. 70567058.) Staats⸗ 


> 


Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch mit der Maaßga 
verleihen, daß eine Ermäßigung des Chauſſeegeldes einzutreten hat, ſobald die 


Unterhaltungskoſten, einſchließlich der Zinſen und Amortiſationsbeträge des An⸗ 


lagekapitals, bei einem geringeren Hebeſatze Deckung finden. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
bie der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. | 3 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen . 
Kenntniß zu bringen. m 

Berlin, den 18. März 1868. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr, 7058.) Statut des Verbandes zur Entwäſſerung des Zedmar⸗Bruches und feiner Um— 1 
gebungen im Kreiſe Darkehmen. Vom 25. März 1868. a 3 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 
verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz-Samml. vom 
Jahre 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 
Gl 
Unter der Benennung: 


„Verband zur Entwäfferung des Zedmar-Bruches 
und ſeiner Umgebungen“ 


wird eine Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Darkehmen. 


9.2 


Zweck des Verbandes iſt, das Waſſer im Zedmar⸗Bruche ſoweit zu ſenken / 
daß Ueberſchwemmungen nicht mehr eintreten können, und dadurch die Nutzbar⸗ 
keit deſſelben zu heben, insbeſondere aber die um daſſelbe belegenen Bruch- und 
Wieſenflächen durch Entwäſſerung kulturfähiger zu machen. 3 

ur 


e 


Zar Erreichung dieſes Zweckes find die in dem Meliorationsplane und 
Koſtenanſchlage des Waſſerbaumeiſters Kuckuck vom 1. Oktober 1867. verzeich⸗ 
neten Hauptgräben, Brücken und Wehre von dem Verbande auszuführen und 
mit der im F. 5. beſtimmten Ausnahme zu unterhalten. Abänderungen des Pla⸗ 
nes und des Anſchlages dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


Sa 3. 
5 Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund⸗ 
ſtücke des Verbandes iſt ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen 
und vom Vorſtande feſtzuſtellen. 


$. 4. 


N Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Meliorations⸗ 
planes nothwendig iſt, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Einräu⸗ 
mung einer Servitut und die vorübergehende Nutzung von Grundſtücken gegen 
Erntſchädigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 1811. 
Gbeſetz⸗Samml. für 1811. S. 352.) zu verlangen. 
Die Genoſſen des Verbandes haben den zu den Gräben und Kanälen 
erforderlichen Grund und Boden in der Regel ohne Entſchädigung herzugeben, 
Dagegen gebührt ihnen die Grasnutzung auf den Böſchungen, und es fällt 
ihnen auch das verlaſſene Flußbett unentgeltlich zu. i 
Sofern der Werth der Grasnutzung und des Flußbettes den Werth des 
Grund und Bodens jedoch nicht erreicht, ſoll ihnen der Mehrwerth des letzteren 
nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 15. November 1811. im Wege des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens entſchädigt werden. 


: $. 5. 

Die beſtehenden Brücken auf de Entwäſſerungszügen ſind, nachdem ſie 
auf Koſten des Verbandes umgebaut ſind, von denjenigen im normalmäßigen 
ZJauſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. Wenn die 
Brücken bei dem Umbau erheblich größer, als bisher, werden, ſo hat der Ver⸗ 
band den Unterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung ſeiner Laſt zu entſchä⸗ 
digen. Die durch die Entwäſſerungszüge nothwendig werdenden neuen Brücken 
hat der Verband allein zu unterhalten. 


F. 6. 
Das Waſſer in den gemeinſchaftlichen Gräben des Verbandes darf ohne 
Genehmigung des Direktors von einzelnen Verbandsmitgliedern nicht abgeleitet 
oder aufgeſtaut werden. 
ee. Jeder Grundbeſitzer im Verbande hat das Recht, das Waſſer, deſſen er 
ſich zur ſpeziellen Entwäſſerung feiner Grundſtücke entledigen will, in die Haupt⸗ 
gräben des Verbandes abzuleiten; die Zuleitung muß aber an den vom Direktor 
Gr. 7058) zu 


zu beſtimmenden Punkten geſchehen. Die Anlegung und Unterhaltung ſolcher i 


ſpeziellen Entwäſſerungsgräben iſt Sache jedes einzelnen Verbandsmitgliedes. 


Iſt die Zuleitung jedoch nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grund: N 
beſitzer ausführbar, ſo hat der Vorſtand dieſelbe zu vermitteln und nöthigenfalls 


auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durchzuführen, nachdem der Plan dazu 
und das Beitragsverhältniß, dem Vortheile eines Jeden entſprechend, von den 
Staatsverwaltungsbehörden nach Anhörung der Intereſſenten feſtgeſtellt iſt. In 
der Regel iſt da, wo derartige Gräben auf der Grenze zweier Planlagen gehen, 
das rrsabenliche Land von den Grenznachbarn zu gleichen Theilen herzugeben, 
auch die Anlegung und Unterhaltung der Gräben gemeinſchaftlich und zu glei. 
chen Theilen von den Grenznachbarn zu bewirken. 

Die Unterhaltung dieſer Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu be⸗ 
aufſichtigen. 


$. 7. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhältniß ihrer Beitragspflicht 
ur Herſtellung und Unterhaltung ihrer gemeinſamen Anlagen ſind durch ein 
Kataſter feſtzuſtellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. a 

Das Verhältniß des Vortheils an der Melioration bildet dabei den 
Maaßſtab. 2 
Der Entwurf dieſes Kataſters iſt bei dem Landrathsamte zu Darkehmen 
und auszugsweiſe bei den Gemeindevorſtänden offen zu legen, auch den Gütern, 
welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, im Auszuge mitzutheilen. Zugleich 
iſt im Amtsblatte der Regierung zu Gumbinnen und in dem Kreisblatte eine 
vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiſſarius 
Beſchwerde erhoben werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 

Die Sachverſtändigen ſind hinſichtlich der Vermeſſungen und Nivellirungen 


ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungs⸗Reviſor, hinſichtlich a 


der durch die Melioration entſtehenden Vortheile und der darauf gegründeten 
Klaſſifikation zwei ökonomiſche Sachverſtändige, denen bei Streitigkeiten wegen der 
Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein Waſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann. 
Die Sachverſtändigen werden von der Regierung zu Gumbinnen ernannt. 
Mit dem Nefultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die Beſchwerdeführer einerſeits und der Vorſtands-Deputirte andererſeits, be⸗ 
kannt gemacht. 4 
Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, fo hat es dabei fein‘ 
Bewenden und wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Anderenfalls werden 
die Akten zur Entſcheidung über die Beſchwerde der Regierung eingereicht. 
Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdeführer. ’ 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zuläſſig. b n 155 
a 


2. a a Et NER TE SET EEE 
„„ 


Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu 
binnen a e und dem Vorſtande zugeſtellt. 

Bis zur Feſtſtellung des Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbinnen 
nach Anhörung des Vorſtandes über das interimiſtiſche Beitragsverhältniß, 
e 11 1 0 der Ausgleichung der Einziehung von Beiträgen zum Grunde 
zu legen iſt. 


* 


$. 8. 


R Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 

Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaffe des Verbandes bei Vermeidung der admini⸗ 
ſtrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vor⸗ 
eher die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. 

N Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigent⸗ 
ich Verpflichteten. 


§. 9. 


An den vom Verbande zu unterhaltenden Haupt⸗Entwäſſerungszügen 
üſſen drei Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert und 
it dem Weidevieh verfchont bleiben. 

Auch Bäume und Hecken dürfen auf dieſer Fläche nicht geduldet werden. 
Bei der Räumung der Kanäle und Gräben müſſen die Eigenthümer der 
grenzenden Grundſtücke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, 
ben und binnen vier Wochen nach der Räumung, wenn aber die Räu⸗ 
ung vor der Erndte geſchieht, binnen vier Wochen nach der Erndte, bis auf 
ine Ruthe Entfernung von dem Rande fortſchaffen. Aus beſonderen Gründen 
ann der Direktor dieſe Friſt abändern. 

Ausnahmen von der Beſtimmung dieſes Paragraphen können in einzelnen 
allen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
erden. Wo die Eigenthümer der angrenzenden Ländereien durch die Gräben 
einen Vortheil haben, ſoll ihnen die orig des Auswurfs gegen ihren 
Willen nicht aufgelegt werden. 


$. 10. 


Der Verband ſteht unter der Aufficht der Regierung zu Gumbinnen als 
andespolizei⸗ Behörde, und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth⸗ 
chaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Be⸗ 

mmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten 

und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſt und getilgt werden. 

E: Die Regierung entſcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe des 

Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zuläſſig und ein⸗ 

geſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 
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Die Regierung ift befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchäftsanweiſung 
für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. 
über die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zm 
Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichtigenden Anlagen. 


Silk 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nach 
dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts- 
Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung nach 
Anhörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken 

oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Einziehung der 
erforderlichen 8 | 4 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 

Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. i 


Sb 


Die Regierung hat darauf zu halten, daß den Beamten des Verbandes 
die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden, und etwaige 
Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


§. 13. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand geleitet, 
welcher aus einem Direktor und vier Mitgliedern beſteht. ö 

Der Direktor und fein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gum 
binnen ernannt. Die vier Mitglieder werden dagegen von den Mitgliedern des 
Verbandes gewählt. Die Stimmen der letzteren werden nach der in dem Beſitze 
der Einzelnen befindlichen Morgenzahl und zwar, ſobald das Kataſter feſtgeſtellt 
iſt, nach der Normalmorgenzahl gezahlt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
19 Die Wahl gilt für ſechs Jahre. Der Ausſcheidende kann wieder gewählt 
werden. ; 9 
Die Regierung zu Gumbinnen ernennt den Wahlkommiſſarius. Die 
Prüfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. 

Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver 
pflichtung zur Annahme der Wahl die Vorſchriften über Gemeindewahlen 
Anwendung. 1 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen des 
Mitgliedes feine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe 
während der Wahlzeit ſtirbt, oder feinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


$. 14. 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen , 4 
ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen ſind, mühe e 1 
' a) uber 


a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanſchläge / f 5 


b) über den Jahres⸗Etat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnung , 
e) über etwaige Anleihen 
d) über Verträge (ſ. jedoch §. 22.), 
e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtücke oder des ſonſtigen 
Vermögens des Verbandes; 
f) über die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten 


g) über die Geſchäftsanweiſungen ) 


. §. 15. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; 
e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


$. 16. 


Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens einmal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammen⸗ 
berufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Verhandlung; mit Ausnahme 

dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie Tage 0 ſtattfinden. 
Sell, 

* Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. 

Br Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem Direktor zwei Mit⸗ 
glieder erſchienen ſind. 

En Eine Ausnahme findet ftatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur 

Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in 
genügender Zahl erſchienen iſt. f i 
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Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung f 
ausdrücklich hingewieſen werden. i 3 


$. 18. 


An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf der⸗ 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Hülfe der Stellvertreter 
eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Vorſitzende, 
oder wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die Regierung 

für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und nöthigenfalls 
einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. 


$. 19. 


Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge⸗ 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 

Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern unter⸗ 
zeichnet. 


$. 20. 


Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und handhalt 
die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauf 
ſichtigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor durch ein 
anderes Mitglied des Vorſtandes vertreten lafjen; jedes Mitglied des letzteren iſt 
verbunden, Aufträge des Vorſttzenden zu übernehmen. 


Der Vorſitzende hat insbeſondere: 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten Zu Verträgen 
und Schuldurkunden iſt eine nach $. 19. zu vollziehende Urkunde oder 
Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſ. jedoch §. 22.) / 


b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen⸗ und Red: 
nungsweſen zu überwachen; 


e) die Sozietätsbeiträge nach dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtandes 
auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 


d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausführung der Bauten 
anzuordnen und zu leiten. 


§. 21. 


Alljährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresverſammlung des 
Vorſtandes, findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Dieſelbe 
erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beauffichtigenden Anlagen. Der 
Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedern als Mit⸗ 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vorſtande 
beſtimmt werden. i 


„„ 5 = 


Ueber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſion ift ein Protokoll 
aufzunehmen. Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht, damit jeder Betheiligte 
derſelben beiwohnen kann. 5 

4 So oft es erforderlich iſt, fol in gleicher Weiſe im September eine 
Nachſchau abgehalten werden. 
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5 Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit⸗ 
urtheilern nicht übereinſtimmt, den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob die Aus⸗ 
führung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch durch ein 
Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch Entrepriſe zu 
geſchehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, unbeſchadet 
deren in dringenden Fällen der Direktor nach eigenem Ermeſſen verfährt. Zu 
FErntrepriſe⸗Kontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer 
Vl.obllmacht nicht. 
{ Was die Schau für die vom Verbande nur zu beauffichtigenden Anlagen 
betrifft, ſo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den Be⸗ 
theiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 
nüthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Erekution von ihm zu erzwingen. 


F. 23. 


Zar ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 
Unterhaltung der Sozietätsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen 
bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalls ihnen auch die 
Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. d 


$. 24. 


Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 

Uueebertretungen die Strafe bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Ge⸗ 

flüngniß vorläufig feſtzuſetzen, nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. Die vom 

8 en nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur So⸗ 
dietätskaſſe. 


$. 25. 


5 Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes rückſichtlich 
ihrer normalmäßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachverſtändigen, 
ſo oft es erforderlich iſt, zu revidiren. n 
(Nr. 7058.) 5 Bet 


FF o TTT 


re 


Bei neuen Anlagen und größeren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor 


durch einen ſolchen Sachverſtändigen den Anſchlag vorher fertigen und die Aus⸗ 
führung inſpiziren und abnehmen zu laſſen. f 


$. 26. 


Zur Führung der Kaſſengeſchäfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrechnung pro 
Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher die⸗ 
elbe durch einen Rechnung nd und außerdem ſelbſt und durch ein vom 

orſtande alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung unter⸗ 
wirft. Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vorſtandes 
ſind Etat und Jahresrechnung im Büreau des Direktors zur Einſicht jedes 
Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 


$. 27. N 


Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehrenpoſten. 


| Dem Direktor iſt eine en be Du für Büreauaufwand zu gewähren, 
welche die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. 


$. 28. 


Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs- 
kommiſſarius, welcher während des Baues als Direktor des Verbandes fungirt, 
mit Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. 


Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 


Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs- 
kommiſſarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben, mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. 


i Streitigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung 
u Gumbinnen, in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
ngelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. 
Die Baurechnung wird nach Anhören des Vorſtandes demnächſt von der 
Regierung dechargirt. 


| Die Remuneration des Baubeamten während der Bauzeit wird aus der 
Staatskaſſe beſtritten. 


9. 29. 


r 


dr 6. 29. 
Abänderungen des vorſtehenden Statuts können nur unter landesherrlicher 
enehmigung erfolgen. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 
Gegeben Berlin, den 25. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7059.) Beftätigungs- Urkunde, betreffend den zweiten Nachtrag zum Statut der Oppeln- 
KR Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 25. März 1868. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


a Nachdem die Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft in der außerordent - 
„lichen Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 22. Januar 1868. den anliegende n 
weiten Nachtrag zu ihrem unterm 1. Dezember 1856. (Gejef-Samml. S. 10123.) 
andesherrlich genehmigten Statut beſchloſſen hat, wollen Wir dieſem Nachtu ige 
erbetene landesherrliche Beſtätigung hierdurch ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die (Heſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 5 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beicgedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 25. März 1868. 

(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nr. 70587060 & 
2. 7058—7060,) Zwei⸗ 
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Zweiter Nachtrag 
zum 5 


Statute der Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 


Einziger Artikel. 

Die Beſtimmung im $. 1. des am 13. November 1865. Allerhöchſt beſtä⸗ 
tigten Nachtrages zum Statut der Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft, 
betreffend die rin des Unternehmens der Oppeln-Tarnowitzer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft auf den Bau und den Betrieb anderer Eiſenbahnlinien, wird Betreffs 
der sub III. daſelbſt angegebenen Linie: 


„von Emanuelſegen über Paprotzan und Pleß nach Diedzitz zum An— 
ſchluſſe an die Kaiſer Ferdinands Nordbahn mit einer Zweigbahn von 
Paprotzan nach Mittel⸗Lazisk und Trautſcholdſegengrube zum Anſchluß 
an dieſe Grube und an die Wilhelmsbahn“ 

hierdurch dahin geändert: N 4 
„durch eine Linie, welche von Emanuelfegen über Kobier und Pleß nach 
Diedzitz zum Anſchluſſe an die Kaiſer Ferdinands Nordbahn mit einer 
Zweigbahn von einer in der Gegend von Tichau projektirten Station 
nach e und Trautſcholdſegengrube zum Anſchluß an dieſe 
Grube und an die Wilhelmsbahn führt.“ 


(Nr. 7060.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. März 1868., betreffend die Aufhebung des in 
der vormals Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf ſeither entrichteten Floßzolles. 


| Ai Ihren Bericht vom 27. d. M. beſtimme Ich, daß der in der vormals 
Bayerischen Enklave Kaulsdorf im Regierungsbezirke Erfurt ſeither zu entrichtende 
Floßzoll vom 1. Mai d. J. ab nicht ferner erhoben werde. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 30. März 1868. 
Wilhelm. 


a ö Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
8 Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


